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57. Verordnung: Höchsttarif für das Rauchfangkehrergewerbe in Wien (Kehrtarif 1986). 

57. 

Verordnung des Landeshauptmannes von 
Wien vom 9. Dezember 1985 betreffend den 
Höchsttarif für das Rauchfangkehrergewerbe 

in Wien (Kehrtarif 1986) 
Auf Grund des § 177 Abs. 1 der Gewerbeord­

nung 1973, BGBI. Nr. 50/1974, zuletzt geänden 
durch Bundesgesetz BGB!. Nr. 269/1985, wird ver­
ordnet: 

§ 1. (1) Für Rauchfangkehrerarbeiten dürfen in 
Wien bei Einrechnung der Umsatzsteuer höchstens 
die Preise in Rechnung gestellt werden, die in dem 

·1. /. als Anlage angeschlossenen und einen Bestandteil 
dieser Verordnung bildenden Tarif enthalten sind. 

(2) Bei der Berechnung gilt eine angefangene 
Maßeinheit (m, m2, kW) als ganze, wenn sie die 
Hälfte überschritten hat, jedoch kann mindestens 
eine Maßeinheit verrechnet werden. Die Länge des 
Fanges wird von der Sohle bis zur Mündung ins 
Freie gemessen. 

§ 2. (1) Wenn mindestens ein benützter Fang 
vorhanden ist, kann für Häuser und für alle ande­
ren Objekte (Stiegen), für die ein eigenes Kontroll­
buch geführt wird, ein Objekttarif (Tarifpost I.2) 
verrechnet werden. 

(2) Erreicht die Summe aus sämtlichen zur Ver­
rechnung kommenden Tarifposten für ein Objekt 
in einem Jahr den Betrag der Tarifpost I.1 nicht, 
kann ein Betrag in der Höhe der Tarifpost L1 ver­
rechnet werden (Mindestjahrestarif). Der Mindest­
jahrestarif gilt nicht für Objekte, in denen lediglich 
eine einmalige Überprüfung (Hauptüberprüfung) 
gemäß§ 2 Abs. 5 der Wiener Kehrverordnung 1985 
erforderlich ist. 

(3) Für jede notwendigerweise verwendete 
Arbeitskraft kann zusätzlich eine Arbeitsstunde 
(Tarifpost Il.11) für folgende Leistungen verrech­
net werden: 
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1. Leistungen in Betrieben, die wegen der beson­
deren Art des Betriebes nicht gleichzeitig mit 
den regelmäßigen Leistungen im Objekt 
erfüllt werden können; 

2. Leistungen, die über das in der Wiener Kehr­
verordnung 1985 vorgeschriebene Maß hin­
ausgehen und entweder behördlich vorge­
schrieben oder besonders in Auftrag gegeben 
worden sind; 

3. Leistungen auf besondere Bestellung. 

(4) Bei den im Tarif enthaltenen Reinigungsar­
beiten ist die Entnahme der Ablagerungen inbegrif­
fen. 

(5) Wird in einem Objekt gleichzeitig die Nicht­
benützung von mehr als drei Feuerungsanlagen im 
Sinne der Tarifpost II.4 bestätigt, kann höchstens 
der nach Tarifpost II.11 ermittelte Betrag verrech­
net werden. Liegt jedoch der nach Tarifpost II.4 
ermittelte Betrag unter dem nach Tarifpost II.11 
ermittelten Betrag, kann höchstens ein Betrag in 
der Höhe der Tarifpost II.4 verrechnet werden. 

§ 3. Zuschläge zu den Preisansätzen sind über­
dies in folgenden Fällen zulässig: 

1. Ein Zuschlag von 33 vH ist zulässig, wenn 
Arbeiten von Montag bis Freitag in der Zeit 
zwischen 14 Uhr und 18 Uhr geleistet wer­
den; 

2. Ein Zuschlag von 66 vH ist zulässig, wenn 
Arbeiten an Samstagen sowie an Sonn- und 
gesetzlichen Feienagen in der Zeit von 6 Uhr 
bis 18 Uhr oder an anderen Tagen in der Zeit 
zwischen 18 Uhr und 6 Uhr des darauffolgen­
den Tages geleistet werden; 

3. Ein Zuschlag von 132 vH ist zulässig, wenn 
Arbeiten an Samstagen, Sonn- und gesetzli­
chen Feienagen in der Zeit von Null Uhr bis 
6 Uhr und 18 Uhr bis 24 Uhr geleistet wer­
den. 

§ 4. Die Gewerbetreibenden (§ 38 Abs. 2 GewO 
1973) sind verpflichtet, Verrechnungsblätter auszu­
stellen, aus denen die Ermittlung der Preise für die 
Leistungen, geglieden nach den einzelnen Tarifpo­
sten, je Objekt und Jahr, zu ersehen sind. 

§ 5. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 
1986 in Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung 
tritt die Verordnung des Landeshauptmannes vom 
24. Oktober 1977 betreffend den Höchsttarif für 
das Rauchfangkehrergewerbe in Wien, LGBI. für 
Wien Nr. 29, in der Fassung der Verordnung LGBL 
für Wien Nr. 14/1985 außer Kraft. 

Für den Landeshauptmann: 

Seidl 

AmtSführender Stadtrat 
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